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Alkohol- und Drogenkonsum und Gewalttätigkeiten im sozialen Nahraum  
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Der Konsum von Alkohol und anderen Drogen ist assoziiert mit interpersonaler 
Gewalt, wie eine Vielzahl von englischsprachigen Studien belegt. Neben situati-
ven Bedingungen sind es Persönlichkeitsfaktoren, die das Risiko von Gewalttä-
tigkeiten innerhalb und außerhalb der Familie erhöhen. Die Auswirkungen in-
terpersonaler Gewalt auf Opfer und Täter sind erheblich; eine integrierte Be-
handlung der Sucht sowie der damit assoziierten psychischen und Persönlich-
keitsstörungen ist daher dringend gefordert. 
 
Es gibt nur wenige Studien in Deutschland, die sich mit dem Thema: Gewalttä-
tigkeiten in Beziehungen, in der Familie und unter Freunden im Zusammenhang 
mit dem Konsum von Alkohol und anderen Drogen auseinandersetzen. Im engli-
schen Sprachraum werden interpersonale Gewaltbereitschaft und Gewalttätig-
keiten und Sucht seit vielen Jahren intensiv beforscht. Die Ergebnisse dieser Stu-
dien haben Konsequenzen für Behandlungsplanungen sowie für politisches 
Handeln im jeweiligen politischen Kontext (z.B. Radcliff & Gilchrist, 2016). Aller-
dings sind die praktischen Umsetzungen nicht einfach. Auf einige wichtige Stu-
dien, die zu dem Themenbereich in den letzten Jahren erschienen sind, gehen 
wir hier etwas ausführlicher ein. 
 
Zwischen Experten und Laien besteht weitgehend Übereinstimmung darüber, 
dass der exzessive Konsum von Alkohol und anderen Drogen zu den Risikofakto-
ren im Zusammenhang mit Gewalt in den Familien und im sozialen Nahraum 
gehört. Smith et al. (2012) haben Daten der US-amerikanischen Allgemeinbevöl-
kerung ausgewertet und gezeigt, dass der Konsum (bzw. die Abhängigkeit) von 
Alkohol und Kokain am stärksten mit interpersonaler Gewalt assoziiert ist und 
der von Opioiden und Cannabis eher mit Viktimisierung. Im häuslichen Setting 
sind Frauen von Gewalttätigkeiten im Zusammenhang mit dem Konsum von 
psychoaktiven Drogen stärker betroffen als Männer, die wiederum in der Öffent-
lichkeit (insbesondere in Bars und Wirtshäusern sowie auf und nach Feiern und 
Festen, wie z.B. auf den in vielen Städten etablierten Oktoberfesten) stärker von 
Gewalt durch Dritte bedroht sind als Frauen. 
 
Wir gehen von einem assoziativen Zusammenhang zwischen dem Konsum von 
Alkohol oder anderen Drogen und Gewalttätigkeiten aus. Bei häuslicher Gewalt 
spielen die Konflikte in der Partnerschaft, in der Familie und am Arbeitsplatz eine 
zentrale Rolle. Diese akzentuieren sich in der Regel, wenn Personen, die in enger 
Beziehung zueinander stehen, Alkohol oder andere Drogen konsumiert haben. 
Dazu kommen noch Persönlichkeitsfaktoren beim Aggressor und dem Opfer. Für 
den Aggressor von besonderer Bedeutung sind das durchschnittliche Aggressi-
onsniveau und die Impulskontrolle. Allgemein gilt, dass das Aggressionsniveau 
ansteigt, wenn eine Person frustriert ist und sich ärgert. Auf diesem Hintergrund 
kann eine destruktive Gewaltbereitschaft entstehen, die nur mühsam beherrscht 
wird. Unter dem Einfluss von Alkohol und anderen Drogen nimmt die Impuls-
kontrolle ab; es kann dann schnell zu Gewalttätigkeiten in Partnerschaften und 
im sozialen Nahraum kommen.  
 
Die persönlichkeitsbezogenen Faktoren: relativ hohes Aggressionsniveau und 
verminderte Impulskontrolle, findet man bei Männern häufiger als bei Frauen. 
Zudem konsumieren Männer in westlichen Gesellschaften häufiger und mehr 
Alkoholika und andere aufputschende Drogen als Frauen; es ist daher plausibel, 
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dass manche von ihnen eher gewalttätig werden als Frauen. Zudem sind Frauen 
im Vergleich zu Männern im Durchschnitt körperlich schwächer, daher treffen 
sie die Gewalttätigkeiten im häuslichen Bereich häufiger und schwerer als diese. 
Besonders hoch liegen die Angaben zum Anteil der Opfer von körperlicher, se-
xueller und psychischer Gewalt im sozialen Nahraum in weiblichen Populatio-
nen, die Angebote der Wohnungslosenhilfe oder der Suchthilfe in Anspruch 
nehmen. Der Anteil der süchtigen Frauen in Einrichtungen der Suchthilfe, die 
Opfer von körperlicher und sexueller Gewalt geworden sind, variiert zwischen 40 
% und 70 % (Proescholdt et al., 2012). 
 
Unabhängig vom Geschlecht sind die gesundheitlichen Folgen von interpersona-
ler Gewalt für Frauen und Männern ähnlich. Interpersonale Gewalterfahrungen 
können zu einer Reihe von psychischen Störungen führen, insbesondere zu De-
pressionen, Posttraumatischen Belastungsstörungen, Ängsten und weiteren psy-
chischen und Verhaltensstörungen. Schwierig abzuschätzen ist die Rate von 
Selbsttötungen, die in Zusammenhang mit interpersonaler Gewalt stehen. 
Zu den typischen Bewältigungsstrategien nach interpersonaler Gewalt und Ge-
walt im sozialen Nahraum gehört der Konsum von psychoaktiven Substanzen 
(z.B. Devries et al., 2014). Frauen und Männer, die vor gewaltsamen Ereignissen 
in ihrem Lebensalltag wenig oder keine psychoaktiven Substanzen konsumiert 
haben, tendieren danach dazu, ihren Konsum zu erhöhen bzw. neue Substanzen 
wie Schmerz- und Beruhigungsmittel einzusetzen.  
 
Wer schon vorher häufiger Episoden von riskantem Alkoholkonsum oder von 
anderen Drogen hatte, reagiert oft mit einer Steigerung des Konsums bzw. mit 
der Kombination verschiedener Substanzen. Damit erhöht sich das Risiko, dass 
sie unter dem Einfluss von psychoaktiven Substanzen wiederholt Opfer von in-
terpersonaler Gewalt werden. 
Umso wichtiger wäre es, Menschen, die Opfer von interpersonaler Gewalt ge-
worden sind, sowie Menschen, die interpersonale Gewalt ausüben, eine inte-
grierte Behandlung der Sucht sowie den damit assoziierten psychischen und 
Persönlichkeitsstörungen anzubieten. Das funktioniert jedoch eher schlecht als 
recht, wie die Studie von Bennett et al. (2016) belegt. 
 

 
Memorandum Internetbezogene Störungen  

 
 
 
 
 
 

Verweis 
 

http://www.dg-
sucht.de/fileadmin/use
r_upload/pdf/stellung

nah-
men/Memorandum_In

ternetbezoge-
ne_St%C3%B6rungen

_der_DG_Sucht.pdf. 
 
 

www.dia-
net.com/download/hef
t_behandlungsmanual

.pdf. 

Die Deutsche Gesellschaft für Suchtforschung und Suchttherapie hat in einem 
Memorandum den gegenwärtigen Forschungsstand zu den sogenannten Inter-
netbezogenen Störungen zusammengefasst. Ein erstes Manual zur Behandlung 
liegt auch schon vor. 
 
Die Bezeichnung „Internetbezogene Störungen (IBS)“ umfasst eine Reihe von 
Verhaltensweisen, die sich auf Nutzungsfunktionen des Internets beziehen und 
außer Kontrolle geraten sind. Die wichtigsten Merkmale von IBS entsprechen 
denen von substanzgebundenen Süchten. Zu diesen Merkmalen gehören starkes 
Eingenommensein (von den Aktivität im Internet und/oder den Wirkungen), 
Kontrollverlust, Toleranzentwicklung, Entzugserscheinungen, Fortsetzen der Ak-
tivitäten trotz negativer Konsequenzen, Täuschen von Familienmitgliedern, 
Therapeuten oder anderen Personen in Bezug auf das wirkliche Ausmaß des On-
line-Spielens oder Nutzung anderer Funktionen des Internets, um negativen 
Stimmungen entgegen zu wirken. Die Nutzung des Internets zum Beispiel für 
Computerspiele, für Aktivitäten in sozialen Medien und Zirkeln, zum Kaufen  
oder um Pornoseiten zu besuchen, kann in unterschiedlichen Schweregraden 
stattfinden. Wie bei den substanzgebundenen Süchten reichen diese von riskan-
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tem Gebrauch über schädlichen bis zu süchtigem Gebrauch.  
Pauschal genommen geht man davon aus, dass ca. 1 – 2 % der deutschen Ge-
samtbevölkerung unter einer Internetabhängigkeit leidet, ein riskanter oder 
schädlicher Gebrauch wird dreifach höher geschätzt. Jugendliche zeigen deut-
lich erhöhte Prävalenzen von bis zu 5 %. Jungen tendieren eher zu riskantem bis 
süchtigen Gebrauch von Computerspielen und Besuchen von Pornoseiten, Mäd-
chen eher zum riskanten bis süchtigen Gebrauch der sozialen Medien und des 
Internetkaufens. 
 
Darüber hinaus hat man einige weitere Risikofaktoren identifizieren können. 
Dazu gehören Alleinleben, Arbeitslosigkeit, niedriges Einkommen und Migrati-
onshintergrund. Diese Risiken sind unter anderem assoziiert mit reduziertem 
Selbstwert, Neurotizismus und Impulskontrollstörungen.  
Die Ansätze zur Prävention als auch zur Behandlung von Internetbezogenen Stö-
rungen stecken noch in den Kinderschuhen. Immerhin scheinen verhaltensthe-
rapeutische Interventionen Betroffene ganz gut zu erreichen.  
Angesichts der eher schwierigen Datenlage betonen die Autoren und Autorin-
nen des Memorandums als Ziele, die für diesen Bereich anzustreben sind, den 
Ausbau und die Intensivierung der Forschung sowohl hinsichtlich der Diagnostik 
als auch der Behandlung in evidenzbasierten Querschnitts- und Längsschnittstu-
dien in unterschiedlichen Settings, insbesondere hinsichtlich ambulanter und 
stationärer Interventionen. 
 
In enger Anlehnung an die Theorie und Praxis der Motivierenden Gesprächsfüh-
rung hat eine Arbeitsgruppe (Bischof et al., 2017) bereits ein „Behandlungsma-
nual Internetbezogene Störungen“ entwickelt. Am Anfang steht die Diagnostik, 
die sich am DSM-5 und den dort aufgestellten 9 Kriterien der „Internet Gaming 
Disorder“ orientiert (die wiederum stark angelehnt ist an die Kriterien der sub-
stanzbezogenen Störungen). Beim Vorliegen von 3 bis 4 Kriterien geht man von 
Internetbezogenen Problemen aus, beim Vorliegen von 5 und mehr Kriterien 
über den Zeitraum von 12 Monaten von einer Internetabhängigkeit. Ziel der 
Intervention ist entweder eine Reduktion oder eine Abstinenz von problemverur-
sachenden Internetaktivitäten wie Computerspielen oder Nutzung sozialer 
Netzwerke. Je nach Problemlage bieten sich eine ambulante oder eine stationäre 
Behandlung an. Unabhängig vom Setting geht es darum, dass die Behandler 
eine gute und tragfähige Beziehung zur Klientel aufbauen. Das beginnt mit der 
Exploration des Internetverhaltens.  
 
Die Autoren empfehlen, das Nutzungsverhalten sehr konkret abzufragen, eben-
so die körperlichen, psychischen und sozialen Befindlichkeiten und Folgen, die 
damit verbunden sind. Dazu können auch Tagebuchaufzeichnungen eingesetzt 
werden. In den nächsten Schritten geht es darum, Ambivalenzen hinsichtlich der 
Nutzung des Internets zu thematisieren und die Veränderungsmotivation zu 
verstärken, z.B. über das Anknüpfen an frühere Erfolge, die Sammlung von 
Ideen, wie Veränderung erreicht werden könnte und die Mobilisierung von Res-
sourcen. Es folgt die Planung konkreter Schritte zur Änderung des Verhaltens, 
wobei es darauf ankommt, diese eng an die Fähigkeiten und Ressourcen des 
Klienten bzw. der Klientin anzupassen. Wie allgemein bekannt ist, helfen Er-
folgserfahrungen, Verhaltensänderungen zu verfestigen und verstetigen. 
Eine Evaluation des Manuals steht zurzeit aus, ist aber in Planung. 
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Im November 2016 ist in Deutschland das Neue-psychoaktive-Stoffe-Gesetz 
(NpSG) in Kraft getreten. Mehrere aktuelle Studien enthalten Daten zu Konsum 
und Verbreitung neuer psychoaktiver Substanzen (NPS). Das IFT hat darüber 
hinaus eine Online-Befragung zu den Erwartungen der Konsumentinnen und 
Konsumenten an das neue Gesetz veröffentlicht. 
 
Die Verbreitung psychoaktiver Substanzen, deren Konsum primär auf spezifische 
Szenen beschränkt ist, lässt sich über repräsentative Bevölkerungsbefragungen 
nur schwer nachzeichnen. Zum epidemiologischen Suchtsurvey 2015 ist jetzt 
eine Sonderauswertung erschienen, die Daten zu einzelnen Bundesländern ent-
hält und diese mit den bundesweiten Ergebnissen vergleicht (Piontek et al., 
2017). Hierzu wurde die Stichprobengröße des epidemiologischen Suchtsurveys 
in sechs Bundesländern aufgestockt. 
Demnach liegt die bundesweit gemessene Lebenszeitprävalenz für neue psycho-
aktive Substanzen wie Kräutermischungen, Badesalze, sogenannte Legal Highs 
oder Research Chemicals in der Altersgruppe der 18- bis 64-Jährigen bei 2,8 %. 
Die Bundesländer Hamburg (3,9 %) und Sachsen (3,4 %) liegen über diesem 
Wert, Bayern (2,2 %) und Hessen (2,3 %) darunter. Jüngere Befragte haben 
deutlich häufiger neue psychoaktive Substanzen ausprobiert als ältere. Die 12-
Monats-Prävalenz liegt bundesweit über alle Altersgruppen bei 0,9 % und ist bei 
18-24-Jährigen in Bayern mit 3,2 % am höchsten. Der Konsum neuer psychoak-
tiver Substanzen in den letzten 30 Tagen ist nach dem aktuellen epidemiologi-
schen Suchtsurvey kaum noch nachweisbar. 
 
In der aktuellen Frankfurter Schülerbefragung, die seit 2008 fester Bestand der 
MoSyD-Drogentrendstudie ist, wird eine Lebenszeitprävalenz von 6 % und eine 
30-Tages-Prävelanz von 1 % für 15-18-jährige Schülerinnen und Schüler für Räu-
chermischungen mit synthetischen Cannabinoiden angegeben (Werse et al., 
2016). 
Seit 2015 beobachtet eine Arbeitsgruppe am Institut für Therapieforschung in 
München (IFT) die Verbreitung psychoaktiver Substanzen im Rahmen des Projek-
tes Phar-Mon NPS. Dazu werden unterschiedliche Zugänge genutzt. So wurden 
in Zusammenarbeit mit mehreren Partyprojekten, die zielgruppenspezifische 
Präventionsmaßnahmen in der Partyszene anbieten, eine quantitative Befragung 
von Partybesucherinnen und -besuchern durchgeführt. Das Durchschnittsalter 
lag bei 22,8 Jahren. Die Auswertung von 804 Fragebogen im Jahr 2016 ergab 
eine Lebenszeitprävalenz von 25,2 %, eine 12 Monatsprävalenz von 11,1 % und 
eine 30-Tages-Prävalenz von 5 %. Die Werte der Männer lagen jeweils deutlich 
über denen der Frauen. Damit bestätigte sich die Vermutung, dass Partygänger 
eine besondere Risikogruppe in Bezug auf den Konsum neuer psychoaktiver 
Substanzen sind. Insgesamt wurden Angaben zu 49 verschiedenen Substanzen 
erhoben. Am häufigsten wurden die zur Gruppe der Phenethylamine gehörende 
Substanz 2C-B, Spice, andere Kräutermischungen mit synthetischen Cannabinoi-
den und 1p-LSD sowie weitere Phenethylamine und verschiedene Cathinone 
genannt. 
 
Bei der Befragung von 249 Klientinnen und Klienten in Suchtberatungsstellen 
berichteten 46 Personen vom Konsum von neuen psychoaktiven Substanzen. 
Das Durchschnittsalter dieser Gruppe lag mit 28,8 Jahren höher als bei den Par-
typrojekten. Bei den genannten Substanzen handelt es überwiegend um synthe-
tische Cannabinoide, vereinzelt auch um Cathinone. 
Eine weitere Risikogruppe wurde über externe Suchtberatungsstellen in Justiz-
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und Entwicklungen 

2017. Lissabon, 
EMCDDA.  

vollzugsanstalten erreicht. 41von 86 Befragten in Justizvollzugsanstalten hatten 
neue psychoaktiver Substanzen konsumiert. Wiederum waren Cannabinoide die 
am häufigsten genannte Substanz. 
In den Giftinformationszentralen (GIZ) wurden in den Jahren 2015 und 2016 
von 26 Personen insgesamt 49 Meldungen zu NPS dokumentiert. Neben Can-
nabinoiden ging es dabei auch um Benzodiazepine, um Opioide und um Cathi-
none als Einzelsubstanz oder als Kombination verschiedener Substanzen. 
Bei einer Analyse von zehn ausgewählten Online-Shops, über die NPS bezogen 
werden können, wurden 384 angebotene Substanzen recherchiert. Die Preise 
schwankten dabei zwischen 0,60 Euro und 35 Euro je Gramm bzw. Milliliter und 
lagen im Durchschnitt bei 11,8 Euro je Einheit. 
 
In einer weiteren Studie hat das IFT die Erwartungen von Konsumentinnen und 
Konsumenten an das im November 2016 in Kraft getretene Neue-psychoaktive-
Stoffe-Gesetz (NpSG) erfragt. In diesem Gesetz werden vor allem Produktion, 
Handel und Einfuhr von zwei Stoffgruppen (synthetische Cannabinoiden und 
„von 2-Phenethylamin abgeleitete Verbindungen, also mit Amphetamin ver-
wandte Stoffe einschließlich Cathinone“; Piontek & Hannemann, 2017b, S. 4) 
verboten und mit Freiheitsstrafen bedroht. Über eine Online-Befragung wurden 
87 Personen kontaktiert, die in den letzten 12 Monaten neue psychoaktive Sub-
stanzen konsumiert hatten. Immerhin 77 % der Befragten kannten das NpSG, 
wobei der Kenntnisstand zu den Inhalten des Gesetzes sehr unterschiedlich war. 
Der größte Teil der Befragten geht nicht davon aus, dass sich durch das Gesetz 
das eigene Konsumverhalten oder der Konsum in Deutschland insgesamt verän-
dern werden. Allerdings erwarten 40 % eine Verlagerung weg von NPS hin zu 
etablierten Substanzen. Die Hälfte der Befragten befürchten, dass sich die Be-
zugsquellen auf illegale Märkte verschieben werden. 
Über das Early Warning System der Europäischen Drogenbeobachtungsstelle 
wurden 2016 67 Meldungen zu erstmals in Europa aufgetauchten neuen 
psychoaktiven Substanzen veröffentlicht. Das ist weniger als in den Jahren zu-
vor, aber vergleichbar hoch mit den Meldungen von 2012 und 2013. Insgesamt 
liegen dem Frühwarnsystem inzwischen Meldungen zu 620 unterschiedlichen 
Substanzen vor. 
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